
  

 Stadt Tagesordnungspunkt  

 Neubrandenburg 
 

 x öffentlich 
 

  nicht öffentlich 
 

 Sitzungsdatum: 1. Lesung: 08.10.08 
2. Lesung: 13.11.08 

 
 

Drucksachen-Nr.: IV/1154 
  

Beschluss-Nr.: 666/43/08 Beschlussdatu
m: 

13.11.08 

  

Gegenstand: Gebührenkalkulation zur Satzung der Stadt Neubrandenburg über die 
Erhebung von Gebühren für die Abwasserbeseitigung 
(Abwassergebührenkalkulation) 

  

Einreicher: Oberbürgermeister 
  

Beschlussfassung durch:  Oberbürgermeister  Hauptausschuss 
     

  Betriebsausschuss  Jugendhilfeausschuss 
     

   X Stadtvertretung 

 
 
 
Beratung im: 
 

X 18.09.08 Hauptausschuss   Stadtentwicklungsausschuss 
      

X 01.10.08 Hauptausschuss   Kulturausschuss 
      

X 24.09.08 Finanzausschuss   Schul- und Sportausschuss 
      

  Rechnungsprüfungsausschuss   Sozialausschuss 
      

  Jugendhilfeausschuss   Umweltausschuss 
      

  Betriebsausschuss   
Zeitweiliger Ausschuss 
URBAN II 

      

 
Neubrandenburg, 10.09.08 
 
 
 
gez. Dr. Paul Krüger 
Oberbürgermeister 



 
 

2 

Beschlussvorschlag: 
 
Auf der Grundlage der §§ 2 und 5 der Kommunalverfassung (KV M-V) und der §§ 1, 2 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern (KAG M-V) wird die 
Gebührenkalkulation zur Satzung der Stadt Neubrandenburg über die Erhebung von Gebühren für 
die Abwasserbeseitigung (Abwassergebührenkalkulation) beschlossen. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Für die Gebührenschuldner ergibt sich nach Beschluss der vorliegenden 
Abwassergebührenkalkulation eine Abwassergebührenänderung von 2,74 EUR/m³ auf 2.50 
EUR/m³ bei der Schmutzwasserbeseitigung und von 1,21 EUR/m³ auf 1,30 EUR/m³ bei der 
Niederschlagswasserbeseitigung. 
 
Im Haushalt der Stadt Neubrandenburg stellen diese Kosten nur eine Durchlaufposition dar. Sie 
werden in folgendem Produkt dargestellt: 
 
5.3.8.01.000 Abwasserbeseitigung 
 
Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt ergeben sich ausgehend von den Einleitmengen, die 
durch die Stadt Neubrandenburg als Eigentümer selbst entstehen. 
 
 
Begründung: 
 
Entsprechend dem Kommunalabgabengesetz i. d. F. vom 12.04.05, zuletzt geändert durch Artikel 
5 des Gesetzes vom 14.12.07, ist die Kommune berechtigt und verpflichtet, Benutzungsgebühren 
zu erheben. 
 
Im Zuge von Widerspruchsverfahren zu Abwassergebührenbescheiden aus den vergangenen 
Jahren wurde bemängelt, dass in den vorangegangenen Satzungen bei der Ermittlung der 
Schmutzwasserbeseitigungskosten die Aufwendungen durch die Bediensteten der Stadt 
(Verwaltungskosten Stadt) zu 100 % auf diese Kosten angesetzt wurden. Diese Verfahrensweise, 
die seit Beginn der Gebührenerhebung praktiziert wird, würde einer gerichtlichen Überprüfung mit 
großer Sicherheit nicht standhalten.  
 
Mit der hier vorliegenden Kalkulation sind erstmals die Verwaltungskosten auch den 
Niederschlagswassergebühren zugeordnet worden. Dies hat eine Kostenverschiebung von der 
Schmutzwasser- zur Niederschlagswasserentsorgung zur Folge. 
 
Die neu.sw GmbH hat als beauftragte Dritte der Stadt gleichzeitig die Kostenaufteilung ihrer 
Verwaltungskosten  von 95 % für Schmutzwasser (SW) und 5 % für Niederschlagswasser(RW) 
aufwandsgerecht auf 85 % Schmutzwasser zu 15 % Niederschlagswasser geändert. Allein diese 
notwendige Herangehensweise hat zu einer Kostenerhöhung von ca. 130.000 EUR bei der 
Niederschlagswasserbeseitigung geführt. Andernfalls hätte der bisherige Gebührensatz für die 
Niederschlagswasserbeseitigung Bestand gehabt. 
 
Aufgelaufene Kostenunterdeckungen beim Schmutzwasser sind erst zum Ende des Jahres 2005 
für den Zeitraum 1999 bis 2003 auf Grundlage eines gefertigten Gutachtens festgeschrieben 
worden. Die weitere Absenkung des Gebührensatzes für die Schmutzwasserbeseitigung liegt im 
Wesentlichen darin begründet, dass in den Jahren 2006 und 2007 relativ große 
Einnahmeüberschüsse zu verzeichnen waren, mit denen die noch vorhandenen Mindereinnahmen 
aus Vorjahren abgebaut werden. Dies führt voraussichtlich auch in den Folgejahren zu weiteren 
Kostenreduzierungen. Ziel ist es, unter Beachtung des KAG MV (3-Jahresausgleichszeit-raum) 
verbleibende Einnahmeüberschüsse gezielt so einzusetzen, dass der Gebührensatz zukünftig 
weitestgehend stabil gehalten werden kann. 
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Der Erkenntnisgewinn aus durchgeführten Widerspruchsverfahren hat eine Veränderung des 
Aufbaus der Kalkulationsgrundlage zur Folge, insofern ist eine zahlenmäßige Vergleichbarkeit nur 
bedingt gegeben.   



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 


